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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
– Drucksache 15/7802

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des  
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und zur Ausführung der 
Aufgaben nach § 6 b des Bundeskindergeldgesetzes

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 15/7802 – zuzustimmen.

21. 01. 2016

Die Berichterstatterin:	 Die Vorsitzende:

Jutta Schiller			   Bärbl Mielich

B e r i c h t

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren beriet 
in seiner 46. Sitzung am 21. Januar 2016 den Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch und zur Ausführung der Aufgaben nach § 6 b des Bundeskindergeldge-
setzes – Drucksache 15/7802.

Die Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren legt 
dar, um die von der Zuwanderung aus anderen EU-Mitgliedsstaaten, namentlich 
aus Bulgarien und Rumänien, besonders betroffenen Kommunen finanziell zu 
entlasten, habe der Bund im Rahmen einer Soforthilfe seine Beteiligung an den 
Kosten der Unterkunft und Heizung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II) einmalig für das Jahr 2014 um 25 Millionen € erhöht. Gemäß geltendem 
Landesrecht müsste die Weiterleitung des auf Baden-Württemberg entfallenden 
Erhöhungsbetrages von rund 3,791 Millionen € nach Maßgabe der tatsächlich 
ausgezahlten Nettoleistungen für Unterkunft und Heizung erfolgen. Diese Vertei-
lung entspreche jedoch nicht dem vom Bund mit der Sonderentlastung verfolgten 
Zweck.
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Mit dem Gesetzentwurf solle deshalb die landesrechtliche Grundlage für einen 
abweichenden Verteilungsschlüssel entsprechend der Entwicklung der Zahl der 
Leistungsberechtigten nach dem SGB II aus Bulgarien und Rumänien im Zeitraum 
Juni 2013 bis Juni 2014 geschaffen werden. Dabei werde der prozentuale Anstieg 
der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten aus Bulgarien und Rumänien mit der 
Anzahl dieser Personengruppe im Bestand Juni 2014 gewichtet. Entsprechend 
dem daraus resultierenden Betroffenheitswert erfolge dann die Berechnung des 
prozentualen Anteils der Stadt- und Landkreise sowie die Verteilung der Sonder-
entlastung.

Eine Abgeordnete der Fraktion der CDU stellt fest, alle begrüßten die Verteilung 
nach dem Betroffenheitswert. Namens ihrer Fraktion stimme sie dem Gesetzent-
wurf zu.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE signalisiert ebenfalls Zustimmung zu dem 
Gesetzentwurf. Es handele sich um eine gelungene technische Umsetzung einer 
Bundesvorgabe bzw. Bundesinitiative.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD fügt hinzu, die Problematik der Zuwan-
derung aus den EU-Ländern Bulgarien und Rumänien sei angesichts der aktuellen 
Entwicklungen beim Thema Flüchtlinge in den Hintergrund getreten. Dennoch sei 
es für die betroffenen Kommunen, insbesondere Mannheim, wichtig, diese Bun-
desmittel zu erhalten. Auch seine Fraktion stimme dem Gesetzentwurf zu.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP signalisiert die Zustimmung seiner 
Fraktion zu dem Gesetzentwurf. 

08. 02. 2016

Jutta Schiller


